
Bundesrat Drucksache 489/1/10
  

 
 
 
13.09.10 

 

E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

Vk - FJ - In 

zu Punkt ..... der 874. Sitzung des Bundesrates am 24. September 2010 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 
und des Kraftfahrsachverständigengesetzes 

 

 

A. 

 

Der federführende Verkehrsausschuss  

empfiehlt dem Bundesrat, 

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Artikel 2 (§ 6 Absatz 3 - neu - und § 32 Absatz 5 - neu - KfSachvG) 

Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

'Artikel 2 

Änderung des Kraftfahrsachverständigengesetzes 

Das Kraftfahrsachverständigengesetz vom 22. Dezember 1971 (BGBl. I 
S. 2086), das zuletzt durch Artikel 291 der Neunten Zuständigkeitsanpassungs-
verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
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1. Dem § 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"(3) Nimmt der Sachverständige oder Prüfer Fahrerlaubnisprüfungen für die 
Klasse B ab, muss er seit mindestens drei Jahren die Fahrerlaubnis der 
Klasse B besitzen. Nimmt der Sachverständige oder Prüfer Fahrerlaubnis-
prüfungen sonstiger  Fahrerlaubnisklassen ab, muss er seit mindestens drei 
Jahren als Sachverständiger oder Prüfer bei der Abnahme von Fahrerlaub-
nisprüfungen der Klasse B tätig sein, es sei denn, er verfügt über eine 
mindestens fünfjährige Fahrpraxis in der betreffenden Klasse  

 

[2.]  [oder hat im Rahmen der Prüfung zur Anerkennung als Sachverständiger 
oder Prüfer eine vorschriftsmäßige, sichere und gewandte Fahrweise auf 
einem Fahrzeug der entsprechenden Klasse nachgewiesen].  

 

Ein Sachverständiger oder Prüfer, der Fahrerlaubnisprüfungen abnimmt, 
darf nicht gleichzeitig im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses als 
Fahrlehrer tätig oder Inhaber einer Fahrschulerlaubnis sein." 

2. Dem § 32 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

"(5) Amtlich anerkannte Sachverständige oder Prüfer, die vor dem 
19. Januar 2013 zur Abnahme von Fahrerlaubnisprüfungen berechtigt 
waren, sind danach unabhängig vom Vorliegen der Anforderungen in § 6 
Absatz 3 weiter zur Abnahme von Fahrerlaubnisprüfungen berechtigt. Sie 
unterliegen der regelmäßigen Überwachung und den Regelungen zur 
Qualitätssicherung nach diesem Gesetz." '. 

 

Begründung: 

Zu Ziffer 1: 

Das Kraftfahrsachverständigengesetz (KfSachvG) definiert in § 1 Absatz 1 den 
Begriff des amtlich anerkannten Sachverständigen und Prüfers. Es kennt 
jedoch nicht den in der Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 verwendeten Begriff des (Fahr-) 
Prüfers. Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung bisher vorgesehene 
Regelung würde daher auch für Personen gelten, die nicht für Fahrerlaubnis-
prüfungen eingesetzt werden. Dies ist weder durch die Richtlinie 2006/126/EG 
geboten, noch besteht hierfür ein sachlicher Grund. Durch die vorgeschlagene 
Einfügung eines Absatzes 3 in § 6 KfSachvG wird sichergestellt, dass die 
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Umsetzung der Richtlinie auf die Tätigkeit des amtlich anerkannten Sach-
verständigen oder Prüfers bei der Fahrerlaubnisprüfung beschränkt wird.  

Da es sich bei der Regelung nicht um eine Voraussetzung zur Anerkennung 
eines Sachverständigen oder Prüfers handelt, sondern lediglich die Anforde-
rungen zur Abnahme von Fahrerlaubnisprüfungen geregelt werden, erfolgt die 
systematische Verortung in § 6 KfSachvG. Ferner wird von den in Anhang IV 
Nummer 2.2 Buchstabe c der Richtlinie 2006/126/EG vorgesehenen Möglich-
keiten Gebrauch gemacht, so dass anstelle der dreijährigen Tätigkeit als Prüfer 
bei Fahrerlaubnisprüfungen der Klasse B auch eine mindestens fünfjährige 
Fahrpraxis in der betreffenden Klasse [oder eine höherwertige Prüfung, wie sie 
im Rahmen der Prüfung nach der Verordnung zur Durchführung des KfSachvG 
abzulegen ist,] ausreicht. 

[2.] 

Zu Ziffer 2: 

Zudem ist eine Besitzstandsregelung für amtlich anerkannte Sachverständige 
oder Prüfer erforderlich, die vor dem Stichtag des 19. Januar 2013 (Inkraft-
treten von Artikel 2) zur Abnahme von Fahrerlaubnisprüfungen berechtigt 
waren. 

 

 

3. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, schnellstmöglich sicherzu-
stellen, dass die sich aus der Einführung einer Begutachtungsstelle erforder-
lichen Änderungen in der Fahrerlaubnis-Verordnung vollzogen sind. Dabei hat 
der Verordnungsgeber sicherzustellen, dass durch den Vollzug bei den 
Verwaltungen der Länder kein Mehraufwand entsteht.  

 

Begründung: 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Ermächtigung für eine Um-
stellung der bisherigen Akkreditierung auf die zukünftige Begutachtung 
geschaffen werden. Grundsätzliche Einigkeit besteht, dass das Begutachtungs-
verfahren bei der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) belassen wird.  

Nach dem bisherigen Verfahren stellte ein Neuanbieter bei der BASt einen 
Antrag auf Akkreditierung, die in der Folge die Unterlagenprüfung und die 
Begutachtung der räumlichen, sachlichen und personellen Ausstattung durch-
führte. Nach Beseitigung möglicher Abweichungen erhielt der Träger ein ent-
sprechendes Bestätigungsschreiben (Akkreditierung). Damit wendete sich der 
Neuanbieter an die Behörde, die in der Regel die amtliche Anerkennung 
erteilte.  
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Zukünftig wird der Neuanbieter die Anerkennung bei der zuständigen Behörde 
beantragen. Die BASt führt in der Folge unter Berücksichtigung der bisher 
auch gültigen Anforderungen eine Begutachtung durch. Wenn alle Voraus-
setzungen erfüllt sind und der Begutachtungsbericht vorliegt, kann die An-
erkennung erfolgen. 

Der Wechsel des bisherigen zweistufigen Verfahrens, das durch die jeweils 
zuständige Stelle auch abgeschlossen wurde durch Akkreditierung und durch 
amtliche Anerkennung, in ein reines Anerkennungsverfahren wirft Verfahrens- 
und Ablauffragen auf, die einer Klärung bedürfen. So ist beispielsweise unge-
klärt, welche Antragsunterlagen vom Anbieter vorzulegen sind, wer für die 
Nachverfolgung fehlender Unterlagen verantwortlich zeichnet, wer die BASt 
mit der Begutachtung beauftragt und wer die amtliche Anerkennung innerhalb 
welcher Fristen ausspricht. Versuche, hierüber auf Bund-Länder-Ebene eine 
Einigung zu erzielen, waren bisher nicht erfolgreich. Ein vom Bund auf 
Arbeitsebene vorgelegter Verordnungsentwurf wurde zurückgezogen.  

 

 

B. 

 

4. Der Ausschuss für Frauen und Jugend und der Ausschuss für Innere 
Angelegenheiten empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. 

 


